
 

 

 
 

MONATSSCHRIFT FÜR MANDANTEN DER THOMAS GLEISL & KOLLEGEN STEUERBERATER GBR 
RORITZERSTRASSE 27 A � POSTFACH 910166 � 90259 NÜRNBERG � SAMMELRUF 0911/37297-0 � TELEFAX 0911/37297-20 

Nürnberg, im November 2021 
 
 
Überbrückungshilfe III Plus: 
 
Die Antragsfrist für die Überbrückungshilfe III Plus (Förderzeitraum Juli bis Dezember 2021) endet am 
31.12.2021. Antragsvoraussetzung ist ein Umsatzrückgang von mindestens 30% im Vergleich zu dem jeweiligen 
Monat aus 2019. Wenn Sie einen entsprechenden Antrag auf Überbrückungshilfe stellen möchten, kommen Sie 
gerne auf uns zu. 
 
Ausblick: Mögliche Steuervorhaben der zukünftigen Bundesregierung 
 
Aktuell laufen die Koalitionsverhandlungen der voraussichtlichen neuen Bundesregierung. Nach außen dringt 
vergleichsweise wenig. Einige Einblicke bietet aber das von den Parteien veröffentliche Sondierungspapier. 
Nach den Sondierungsergebnissen der voraussichtlichen neuen Regierungsparteien SPD, FDP und Bündnis 
90/Die Grünen sind nachfolgende Vorhaben mit steuerlichem Bezug zu erwarten. Mangels besserer Erkenntnis 
geben wir die Aussagen in ihrem Wortlaut wieder: 

- "Wir werden keine neuen Substanzsteuern einführen und Steuern wie zum Beispiel die Einkommen-, Un-
ternehmens- oder Mehrwertsteuer nicht erhöhen. 

- Die Beteiligung der Beschäftigten am Unternehmen ist ein wichtiges Element des Vermögensaufbaus, 
aber auch der Finanzierung von Start-Ups. Wir werden die Mitarbeiterkapitalbeteiligung attraktiver ma-
chen, u.a. durch eine weitere Anhebung des Steuerfreibetrags. 

- Wir werden uns weiter aktiv für die Einführung der globalen Mindestbesteuerung einsetzen. 
- Der Konjunktur wollen wir einen Schub durch Superabschreibungen geben für Investitionen in Klima-

schutz und Digitalisierung. 
- Künftig orientiert sich die Minijob-Grenze an einer Wochenarbeitszeit von zehn Stunden zu Mindestlohn-

bedingungen. Sie wird dementsprechend mit Anhebung des Mindestlohns auf 520 € erhöht. 
- Den Sparerpauschbetrag wollen wir auf 1.000 € erhöhen. 
- Wir wollen den Ländern eine flexible Gestaltung der Grunderwerbsteuer ermöglichen, um den Erwerb 

selbst genutzten Wohneigentums zu erleichtern. Zur Gegenfinanzierung nutzen wir das Schließen von 
steuerlichen Schlupflöchern beim Immobilienerwerb von Konzernen (Share Deals). 

- Wir wollen die illegale Finanzierung von Immobilien durch geeignete Maßnahmen bekämpfen. Dazu ge-
hört der Versteuerungsnachweis für gewerbliche Immobilienkäufer aus dem Ausland sowie ein Verbot 
des Erwerbs von Immobilien mit Bargeld. 

- Den Kampf gegen Steuerhinterziehung, Geldwäsche und Steuervermeidung werden wir intensivieren. 
- Wir wollen Steuerbürokratie spürbar verringern, beispielsweise durch höhere Schwellenwerte und volldi-

gitalisierte Verfahren." 
 

Mit Spannung bleibt abzuwarten, ob diese Vorhaben vollumfänglich im Koalitionsvertrag enthalten sein werden, 
welche Absichtserklärungen noch hinzukommen und vor allem, wie die Änderungen konkret umgesetzt werden 
sollen. 

Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten Gebäuden 

Gemäß § 35c Abs. 1 Satz 7 EStG kann die Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Gebäuden nur in Anspruch genommen werden, wenn durch eine nach amtlichem Mus-
ter erstellte Bescheinigung des ausführenden Fachunternehmens nachgewiesen wird, dass die Voraussetzungen 
des § 35c Abs. 1 Satz 1 bis 3 EStG sowie die Anforderungen nach der Energetischen Sanierungsmaßnahmen-
Verordnung (ESanMV) erfüllt sind. Gemäß § 2 Abs. 2 ESanMV sind auch Personen mit Ausstellungsberechtigung 
nach § 88 GEG zur Erstellung entsprechender Bescheinigungen berechtigt. 

Mit der Verordnung zur Änderung der Energetischen Sanierungsmaßnahmen-Verordnung vom 14.06.2021 (BGBl 
I 2021, 1780) wurde die ESanMV an die neue Bundesförderung für effiziente Gebäude angepasst. Zudem wurde 
der Begriff des Fachunternehmens auf weitere Gewerke und Unternehmen der Fenstermontage ausgedehnt. 



 

Sämtliche Beiträge sind mit Sorgfalt bearbeitet, dennoch kann für ihren Inhalt keine Haftung übernommen werden. 

Unter Berücksichtigung dieser Änderungen hat die Verwaltung Mustervordrucke bekanntgegeben und Hinweise 
zur Ausstellung der Bescheinigungen des ausführenden Fachunternehmens und der Personen mit Ausstellungs-
berechtigung nach § 88 GEG erstellt, z.B.: 

Umfang der zu bescheinigenden Angaben 
Die Kosten der jeweiligen energetischen Maßnahme sind grundsätzlich einzeln in der Bescheinigung auszuwei-
sen. Die einzelne Ausweisung der Kosten ist jedoch nicht erforderlich, wenn die der Bescheinigung beigefügte 
Rechnung so gegliedert ist, dass die Kosten der jeweiligen energetischen Maßnahme zugeordnet werden kön-
nen. 
 
Als Kosten für die energetische Maßnahme können 

- die Aufwendungen für den Einbau bzw. die Installation, 
- die Aufwendungen für die Inbetriebnahme von Anlagen, 
- die Aufwendungen für notwendige Umfeldmaßnahmen und 
- die direkt mit der Maßnahme verbundenen Materialkosten 

 
ausgewiesen werden. 

Zudem können die Kosten ausgewiesen werden, die dem Steuerpflichtigen durch die Beauftragung eines Ener-
gieberaters mit der planerischen Begleitung oder der Beaufsichtigung der energetischen Maßnahme entstanden 
sind, sofern das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) den Energieberater als fachlich qualifi-
ziert zum Förderprogramm "Energieberatung für Wohngebäude" zugelassen hat. Dem gleichgestellt ist die Beauf-
tragung eines Energieeffizienz-Experten der Energieeffizienz-Experten-Liste für Förderprogramme des Bundes 
(www.energie-effizienz-experten.de). 

Erleichterung des Nachweises für die Mindestanforderung bei der Erneuerung der Heizungsanlage nach 
der ESanMV 
Gemäß § 1 Satz 1 Nr. 6 ESanMV sind entsprechend der Anlage 6 der Verordnung für die Einhaltung der Min-
destanforderungen bei der Erneuerung der Heizungsanlage besondere Nachweise erforderlich. Es reicht aus, 
wenn sie dem Fachunternehmen bei Erstellung der Bescheinigung vorliegen, mit der Bescheinigung dem Steuer-
pflichtigen übergeben werden und dieser sie vorhält. Der Antragsteller (Eigentümer) muss sie dem Finanzamt nur 
nach Aufforderung vorlegen. Aus Vereinfachungsgründen reicht es aus, wenn das Fachunternehmen anstelle der 
in Anlage 6 bezeichneten besonderen Nachweise zu Beginn der Durchführung der energetischen Maßnahme 
einen Auszug aus der jeweils gültigen BAFA-Liste erstellt und dem Steuerpflichtigen mit der Bescheinigung über-
gibt, damit der Steuerpflichtige sie anstelle der in Anlage 6 bezeichneten besonderen Nachweise vorhält. 
 
Bescheinigung bei energetischen Maßnahmen für eine Wohnungseigentümergemeinschaft 
Werden energetische Maßnahmen an einem Gebäude durchgeführt, das aus mehreren selbstgenutzten Eigen-
tumswohnungen besteht, ist grundsätzlich für jede einzelne Eigentumswohnung eine Bescheinigung zu erstellen. 
Es wird jedoch nicht beanstandet, dass aus Vereinfachungsgründen eine Gesamtbescheinigung erstellt wird, 

- wenn es sich um Sanierungsaufwendungen handelt, die das Gesamtgebäude betreffen, oder 
- wenn die Aufwendungen, die auf das Sondereigentum einzelner Wohnungen entfallen, den einzelnen 

Wohnungen klar und eindeutig zugeordnet werden können. 
 
Hat die Wohnungseigentümergemeinschaft zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Interessen einen Verwalter 
bestellt, ist dieser in der Bescheinigung als Auftraggeber zu adressieren. In diesen Fällen reicht es aus, wenn der 
Verwalter die Aufwendungen, die anteilig auf das Miteigentum entfallen, nach dem Verhältnis des Miteigen-
tumsanteils aufteilt und dem einzelnen Wohnungseigentümer mitteilt. Dazu erstellt der Verwalter eine der Anzahl 
der Berechtigten entsprechende Anzahl von Abschriften der Bescheinigung des Fachunternehmens. Auf dieser 
oder auf einer gesonderten Bescheinigung hat der Verwalter die Höhe der anteilig auf den jeweiligen Berechtig-
ten entfallenden Aufwendungen am Gesamtgebäude zu vermerken und die auf das Sondereigentum einzelner 
Wohnungen entfallenden Aufwendungen den konkreten Wohnungseigentümern zuzuweisen. 

Bescheinigung bei unterschiedlicher Nutzung einzelner Gebäudeteile in einem Gebäude 
Bescheinigungsfähig sind die Aufwendungen, die entweder anteilig oder direkt den zu eigenen Wohnzwecken 
genutzten Gebäudeteilen zugeordnet werden können. 
*BMF-Schreiben v. 15.10.2021 – IV C 1 – S 2296c/20/10003:004 
 
                Ihre Steuerberater 

 
 

Steuertermine Dezember 2021 
10.12. Umsatzsteuer für Monatszahler 
10.12. Lohn- und Kirchensteuer der Arbeitnehmer  
10.12. Einkommensteuer-Vorauszahlung, Kirchensteuer-Vorauszahlung 
10.12. Körperschaftsteuer-Vorauszahlung 
 
Sie finden dieses Infoblatt auch unter www.kanzlei-gleisl.de/Mandanteninformationen/Informationsbrief 


